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I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller Adolf Vorwerk in Barmen den 
gnädigſt geruht, Charakter als Kommerzienrat zu ver⸗ 


dem Fabrikbeſitzer Georg Dierig in leihen. er 


L bielau, Kreis Reichenbach i. Schl. 9 F * 8 
den sreeder Sen Bei der Börſe in Cöln iſt der Regierungs- 
Schleswig, dem Hüttendirektor Guſtav rat Reinbothe 55 on zum Stellvertreter 
Jung in Neuhütte bei Straßebersbach des Staatskommiſſars beſtellt worden. 

im Dillkreiſe, dem Generaldirektor der 72 

Union, Fabrik chemiſcher Produkte, Der Gewerbeaſſeſſor Oelert iſt nach 
Aktiengeſellſchaft in Stettin, Hermann Allenſtein zur kommiſſariſchen Verwaltung 
Kaeſemacher und dem Fabrikanten der dortigen Gewerbeinſpektion verſetzt worden. 


III. Handels⸗ Angelegenheiten. 


Handelsvertretungen. 
Betr. Handelskammer in Allenſtein. 
= Gr 8 € “ 15 1 5 24. Februar 1870 
Auf Grund des § 2 des Geſetzes über die Handelskammern vom 19. Auguff 1897 
nehmige ich die aus den Kreiſen der beteiligten Berufsſtände beantragte Errichtung einer 
Handelskammer für den Regierungsbezirk Allenſtein mit dem Sitze in Allenſtein. Die 
Zahl der Mitglieder beträgt 27. 
Die Handelskammer tritt alsbald nach der Vollziehung der Wahlen in Wirkſamteit. 


Berlin, den 17. November 1908. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
IIa 4422 1. Ang. Delbrück. 


. . . ̃ .,. ̃ ̃ —— . ñ᷑ —ꝛu——cf. ˖—v— 


368 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Wandergewerbe und Märkte. 
Betr. Holzmarkt in Harburg. 


Durch Erlaß des Miniſters für Handel und Gewerbe vom 21. November 1908 
(III 8587) iſt die Aufhebung des am Montag nach Mariä Heimſuchung in Harburg ſtatt⸗ 
findenden Holzmarktes genehmigt worden. 


2. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 


Betr. Maßnahmen gegen Arbeitsloſigkeit. 
Berlin, den 12. November 1908. 

Die Lage des Arbeitsmarktes in einer Reihe von Induſtriezweigen hat während der 
letzten Monate eine wenig befriedigende Entwicklung genommen, ſodaß es angezeigt er⸗ 
ſcheint, der in verſchiedenen Beſchäftigungsarten hervortretenden Arbeitsloſigkeit durch be⸗ 
ſondere Maßnahmen entgegen zu treten. Als wirkſamſtes Mittel kommt hierfür in Betracht, 
daß ebenſo wie von privaten Auftraggebern, ſo vor allem auch von allen öffentlichen Stellen, 
die ſelbſt Unternehmer von Betriebsverwaltungen ſind oder ſonſt Arbeiter beſchäftigen oder 
für ihren Bedarf Aufträge zu erteilen haben, durch welche der Induſtrie Beſchaäftigung ver⸗ 
mittelt wird, dafür Sorge getragen wird, daß Einſchränkungen ihrer Betriebe vermieden 
werden, daß von ihnen begonnene Arbeiten möglichſt in verſtärktem Maße fortgeführt und 
neue möglichſt umgehend in Angriff genommen werden und daß Aufträge für den Bedarf der 
nächſten Zeit tunlichſt ſchon jetzt und, wenn irgend angängig, auch auf Vorrat erteilt 
werden. Die Verwaltungen des Staates und des Reiches haben entſprechende Anordnungen 
getroffen. Auch eine Anzahl von Kommunalverwaltungen iſt bereits in anerkennenswerter 
Weiſe zu derartigen Maßnahmen übergegangen. Euere Exzellenz erſuchen wir ergebenſt, 
auch auf diejenigen weiteren und engeren Kommunalverbände ſowie die ſonſtigen öffent⸗ 
lichen Verbände der dortigen Provinz, die in dieſer Beziehung bisher noch nicht vor⸗ 
gegangen ſind, in dem Sinne einzuwirken, daß ſie ihre gewerblichen Betriebe in vollem 
Umfang aufrecht erhalten, daß ſie Bauten aller Art, Inſtallationen oder ſonſtige Arbeiten, 
deren Ausführung für die nächſte Zeit in Ausſicht genommen iſt, wenn irgend angängig, 
fofort in Angriff nehmen und begonnene in beſchleunigtem Tempo fortführen, und daß ſie 
ihren Material uſw. Bedarf möglichſt nicht nur ſchon für jetzt, ſondern auch für die nächſte 
Zeit in Auftrag geben, um den beteiligten Lieferanten die unverminderte Aufrechterhaltung 
ihrer Betriebe zu ermöglichen. 

Von beſonderer Bedeutung würde es weiterhin ſein, wenn diejenigen öffentlichen oder 
ſonſtigen Verbände, welche Arbeiterkolonien, Wanderarbeitsſtätten oder ähnliche Ein⸗ 
richtungen für die Beſchäftigung Arbeitsloſer unterhalten, für einen Ausbau und eine Er⸗ 
weiterung dieſer Einrichtungen ſorgen würden, um bei einer Fortdauer der Arbeitsloſigkeit 
auch einer geſteigerten Anzahl Arbeitsloſer Beſchäftigung bieten zu können. Wir erſuchen, 
mit den in Betracht kommenden Stellen auch hierüber in Verbindung zu treten. 

Wir geben uns der feſten Zuverſicht hin, daß alle öffentlichen Körperſchaften bereit⸗ 
willig die Hand dazu bieten werden, ein jeder im Rahmen der ihm obliegenden Selbſt 
verwaltung an der Überwindung der in unſerem Wirtſchaftsleben hervortretenden Schwierig 
keiten nach beſten Kräften und beſtem Vermögen mitzuwirken. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
Delbrück. v. Moltke. 
IIb 5344 M. d. J. — III 8790. 1 9968 M. f. H. u. G. 


An die Herren Oberpräſidenten. 
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3. Arbeiterverſicherung. 
a) Krankenverſicherung. 
Betr. Beſcheinigungen gemäß § 75 des KVG. 


Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
fie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengeldes, den Anforderungen des § 75 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes genügen: N 

1. Kranken- und Begräbniskaſſe des Kaufmänniſchen Vereins zu Magdeburg (E. H.), 

2. Kranken- und Sterbekaſſe für alle Berufszweige von Friedenau (E. H.), 

3. Krankenunterſtützungskaſſe „Zur Standhaftigkeit“ (E. H.) in Döringheim, 

4. Kranken⸗ und Unterſtützungskaſſe des Vereins Stettiner Rollfuhrherren und deren 

Angeſtellten (E. H.), 
5. Allgemeine Kranken-Unterſtützungskaſſe (E. H.) in Windecken. 
Berlin, den 23. November 1908. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
y Im Auftrage. 
Zu III 8382 11. Ang. Dr. Hoffmann. 


Betr. Krankenverſicherung von Perſonen des Soldateuſtandes. 
Berlin, den 19. November 1908 

Perſonen des Soldalenſtandes find ohne jede Einſchränkung nach § 3 des Kranken— 
verſicherungsgeſetzes von der Verſicherungspflicht ausgenommen und unterliegen der Ver⸗ 
ſicherungspflicht auch dann nicht, wenn ſie nicht dienſtlich, ſondern von Privatperſonen oder 
von Ziwpilbehörden beſchäftigt werden. Dasſelbe gilt für Militäranwärter, die zur infor— 
matoriſchen Beſchäftigung oder zur Probedienſtleiſtung im Zivildienſt kommandiert oder 
beurlaubt, aber aus dem Soldatenſtande noch nicht entlaſſen ſind. 


Der Finanzminiſter. Der Miniſter Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage. für Handel und Gewerbe. In Vertretung. 
Förſter. Im Auftrage. Holtz. 


Dr. Neuhaus. 
III 7933. IIa 4527 M. f. H. — 119417 F. M. — le 3149 M. d. J. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 


h) Invalideuverſicherung. 
Betr. Verfahren vor den unteren Verwaltnuugsbehörden. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 15. November 1908. 

Auf Grund des § 64 Abſ. 6 des Invalidenverſicherungsgeſetzes habe ich die anliegende 
neue Anweiſung für das Verfahren vor den unteren Verwaltungsbehörden erlaſſen, die auf 
alle nach dem 31. Dezember d. J. eingehenden Anträge Anwendung findet und damit an 
die Stelle der Anweiſung vom 15. November 1904 tritt. Sie wollen die neue Auweiſung 
durch das Regierungsamtsblatt veröffentlichen und je ein Exemplar den unteren Ver⸗ 
waltungsbehörden aushändigen. Die Drucklegung der Beilage zum Regierungsamtsblatt 
iſt der Druckerei Julius Sittenfeld hier übertragen, die Ihnen die erforderliche Anzahl 
Druckexemplare alsbald zugehen laſſen wird. 

Die erheblichen Abweichungen in der Prüfung und Begutachtung der Anträge auf 
Gewährung der Invalidenrente (Ziffern 2 bis 10) ſind durch die Erfahrungen veranlaßt, 
die bei der Nachprüfung der Feſtſetzung der Juvalidenrenten in den letzten Jahren gewonnen 
ſind. Hierbei hat ſich von Jahr zu Jahr in geſteigertem Maße die Überzeugung Bahn 
gebrochen, daß ohne eine Verhandlung mit dem Rentenbewerber vor der verſtärkten unteren 
Verwaltungsbehörde unter Zuziehung eines Vertrauensarztes der Landes -Verſicherungs⸗ 
anſtalt eine ſachgemäße Begutachtung der Invalidenrentenanträge nicht möglich iſt. Ich 


kann den unteren Verwaltungsbehörden nur die genaue Beobachtung der Anweiſung in. 


Anlage 
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allen Punkten dringend empfehlen, da nach der bisherigen Rechtſprechung des Reichs Ver⸗ 
ſicherungsamtes angenommen werden muß, daß etwaige Verſtöße als weſentliche Mängel 
des Verfahrens im Sinne des § 116 Abf. 3 des Invalidenverſicherungsgeſetzes angeſprochen 
und zu einer völligen Wiederholung des Verfahrens nötigen werden. 


III 8910. Delbrück. 


An die Herren Regierungspräſidenten. 


Anlage. 


Anweiſung, 


betreffend 


das Verfahren vor den unteren Verwaltungsbehörden (88 57 bis 64 des 
Invalidenverſicherungsgeſetzes). 


Auf Grund des § 64 Abſ. 6 des Jnvalidenverſicherungsgeſetzes (ABl. 1899 
S. 463) wird für das Verfahren vor den unteren Verwaltungsbehörden folgendes beſtimmt: 


1. Einleitung. 

1. Nach § 57 liegt den unteren Verwaltungsbehörden ob: 

a) die Entgegennahme und Vorbereitung von Anträgen auf Bewilligung von In⸗ 
validen⸗ und Altersrenten (§ 112) oder auf Beitragserſtattungen ($ 128) ſowie 
die Begutachtung der Anträge auf Rentenbewilligungen; 

p) die Begutachtung der Entziehung von Invalidenrenten (§§ 47, 121); 

c) die Begutachtung der Einſtellung von Rentenzahlungen (Ss 48, 121), 

d) die Benachrichtigung des Vorſtands der Verſicherungsanſtalt über die zur 
Kenntnis der Verwaltungsbehörde kommenden Fälle, in denen Grund zu der 
Annahme vorliegt, daß Verſicherte durch ein Heilverfahren vor baldigen Ein— 
tritte der Erwerbsunfähigkeit werden bewahrt werden, daß Empfänger von 
Invalidenrenten bei Durchführung eines Heilverfahrens die Erwerbsfähigkeit 
wieder erlangen werden (§ 47 Ab}. 2), daß die Invalidenrente zu entziehen iſt 
(§ 47 Abſ. 1) oder Rentenzahlungen einzuſtellen find (§ 48); 

e) die Auskunftserteilung über alle die Invalidenverſicherung betreffenden Ange⸗ 
legenheiten. 

Soweit in den nachfolgenden Vorſchriften das Verfahren nicht abweichend geregelt 
ift, erfolgt die Erledigung dieſer Geſchäfte nach Maßgabe der für den Geſchäftsgang ſonſt 
beſtehenden Beſtimmungen. Bildet die untere Verwaltungsbehörde ein Kollegium, ſo hat 
der Bürgermeiſter für die Wahrnehmung der vorſtehend bezeichneten Geſchäfte ein Mitglied 
des Kollegiums als Kommiſſar zu beſtellen, dem ein oder mehrere Stellvertreter beigegeben 
werden können. In der Rheinprovinz iſt der Bürgermeiſter zur Beſtellung eines ſolchen 
Kommiſſars befugt; das gleiche gilt für die Städte der Provinz Weſtfalen, in denen ſtatt 
des Magiſtrats nur ein Bürgermeiſter gewählt iſt. ö 

Die untere Verwaltungsbehörde hat über die Geſchäfte der Invalidenverſicherung ein 
beſonderes Tagebuch zu führen. 


II. Entgegennahme, Vorbereitung und Begutachtung von Anträgen auf Bewilligung von 
Invaliden oder Altersrenten (§ 57 Ziffer 1, S 112). 
a) Allgemeines. 

2. Anträge auf Rentenbewilligungen ſind bei der unteren Verwaltungsbehörde, in 
deren Bezirke der Verſicherte wohnt oder beſchäftigt iſt, oder wenn er einen Wohnort oder 
Beſchäftigungsort im Inlande nicht mehr hat, in deren Bezirk er ſeinen letzten Wohnort 
oder Beſchäftigungsort hatte, anzubringen. Der Verſicherte kann den Antrag auch bei dem 
Gemeindevorſtande (Magiſtrat, Bürgermeiſter, Gutsvorſteher), in Landgemeinden außerdem 
bei der Ortspolizeibehörde ſeines jetzigen oder früheren Wohnortes oder Beſchäftigungsorts 
rechtswirkſam anbringen. Der Antrag kann ſchriftlich oder mündlich zu Protokoll angebracht 
werden; er muß die Bezeichnung der Rente (Invaliden oder Altersrente) enthalten. 
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Dem Antrage find die zur Begründung dienenden Beweisſtücke, insbeſondere die letzte 
Quittungskarte (dei Seeleuten das Seefahrtsbuch und etwa vorhandene Nachweiſungen) 
und, ſofern die Bewilligung einer Altersrente beantragt wird, der Geburtsſchein beizufügen. 
Wird die Anrechnung von Krankheiten oder militäriſchen Dienſtleiſtungen (SS 30, 31), die 
bei der Aufrechnung früherer Quittungskarten noch nicht berückſichtigt ſind, auf die Beitrags⸗ 
zeit beanſprucht, ſo ſind die Krankheitsbeſcheinigungen und die Militärpapiere beizufügen. 

3. Die Behörde (Ziffer 2) hat den Autrag tunlichſt in perſönlicher Verhandlung mit 
dem Rentenbewerber zu erörtern, die Vollſtändigkeit der Beweisſtücke zu prüfen und die 
Nachlieferung fehlender Beweisſtücke herbeizuführen. Insbeſondere hat ſie die für die Be⸗ 
urteilung der Verſicherungspflicht, des Verſicherungsrechts oder der Erfüllung der Wartezeit 
maßgebenden tatſächlichen Verhältniſſe nötigenfalls durch Vernehmung von Auskunfts- 
perſonen aufzuklären und die für die Entſchließung des Vorſtands der Verſicherungs⸗ 
anſtalt ſonſt erforderlichen Unterlagen zu beſchaffen. Dabei ift der Verſicherte zu ver⸗ 
anlaſſen, etwaige Nachweiſe über feine verſicherungspflichtige Beſchäftigung vor dem Inkraft⸗ 
treten der Verſicherungspflicht für ſeinen Berufszweig (88 189, 190) beizubringen und die 
in ſeinem Beſitze befindlichen Aufrechnungsbeſcheinigungen früherer Quittungskarten einzu⸗ 
reichen. Beſtehen bei einer verheirateten weiblichen Verſicherten Zweifel über die Identität 
der Antragſtellerin mit der in der Quittungskarte bezeichneten Perſönlichkeit, ſo kann die 
Vorlage der Heiratsurkunde (Trauſchein) verlangt werden. 

Ergibt ſich, daß der Rentenbewerber ſeine Vermögensangelegenheiten nicht zu beſorgen 
vermag, ſo hat die untere Verwaltungsbehörde, ſofern eine Vormundſchaft oder Pflegſchaft 
nicht bereits angeordnet iſt, die Beſtellung eines Pflegers zur Wahrung der Rechte des 
Rentenbewerbers bei dem zuſtändigen Amtsgerichte zu beantragen. 

Verzieht der Rentenbewerber nach Anmeldung des Rentenanſpruchs in den Bezirk 
einer anderen unteren Verwaltungsbehörde, ſo wird dadurch die Zuſtändigkeit der Behörde 
(Ziffer 2) nicht berührt. 


b) Invalidenrenten. 

4. Die Behörde (Ziffer 2) hat ſich die eingehende Aufklärung der wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe des Rentenbewerbers in der der Antragſtellung vorangehenden Zeit angelegen 
ſein zu laſſen. Etwaige Familienbeziehungen zwiſchen dem Arbeitgeber und dem Ver 
ſicherten ſind feſtzuſtellen. Iſt der Rentenbewerber erſt im vorgeſchrittenen Alter in die 
Verſicherung eingetreten und ſind nur verhältnismäßig wenig Beiträge entrichtet, ſo 
ſind die wirtſchaftlichen Verhältniſſe während der ganzen Verſicherung aufzuklären 
und die Gründe anzugeben, aus denen der Rentenbewerber exit ſo ſpät in die Ver⸗ 
ſicherung eingetreten iſt. Beſondere Sorgfalt iſt der Ermittelung des Zeitpunkts des 
Beginns der Erwerbsunfähigkeit namentlich in den Fällen zuzuwenden, wo ſich die Er— 
werbsunfähigkeit infolge von Alterserſcheinungen oder chroniſchen Krantheiten allmählich 
herausgebildet hat. Dabei iſt feſtzuſtellen, ob der Rentenbewerber in den letzten Jahren 
die Arbeit wegen Krankheit hat ausſetzen müſſen und ob er die Arbeit freiwillig eingeſtellt 
oder ob der Arbeitgeber ihn wegen mangelhafter Arbeitsfähigkeit entlaſſen hat. Arbeitet 
der Rentenbewerber bei Stellung des Antrags noch weiter, ſo ſind ſeine Arbeitsverrichtungen 
und die Lohnverhältniſſe genau anzugeben. 

Die Behörde (Ziffer 2) hat ferner feſtzuſtellen: 

a) ob und wann der Reutenbewerber einen Unfall erlitten und welchen Ausgang 
das Entſchädigungsverfahren genonmten hat, 

p) ob der Rentenbewerber bereits früher einen Antrag auf Gewährung einer In⸗ 
validen⸗ oder Altersrente geſtellt und von welcher Verſicherungsanſtalt oder 
Kaſſeneinrichtung er einen Beſcheid erhalten hat, Br. 

e) ob und zutreffendenfalls bei welcher Verſicherungsanſtalt oder Kaſſeneinrichtung 
für den Rentenbewerber ein Heilverfahren beantragt oder eingeleitet worden iſt und 

d) ob und wie lange der Rentenbewerber in den letzten zehn Jahren vor Stellung 
des Antrags krank geweſen und von welchen Arzten er behandelt worden iſt. 

Sofern der Behörde die Verhältniſſe nicht aus eigener Wiſſenſchaft bekannt ſind, 
haben die Ermittelungen durch Befragen der Arbeitgeber, Nachbarn uſw. ſtattzufinden. 
Jedenfalls iſt anzugeben, ob die Angaben über die wirtſchaftlichen Verhältniſſe von dem 
Rentenbewerber ſelbſt herrühren, auf eigenen Wahrnehmungen der Behörde beruhen oder 
das Ergebnis von Ermittelungen ſind. 
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5. Die Behörde (Ziffer 2) hat den Rentenbewerber darauf hinzuweiſen, daß die aus 
der Verſicherungspflicht ſich ergebende Anwartſchaft auf Rente exliſcht, wenn während zweier 
Jahre nach dem auf der Quittungskarte verzeichneten Ausſtellungstag ein die Verſicherungs— 
pflicht begründendes Arbeits- oder Dienſtverhältnis, auf Grund deſſen Beträge entrichtet 
ſind, oder die Weiterverſicherung (freiwillige Fortſetzung, Erneuerung der Verſicherung) 
nicht oder in weniger als insgeſamt zwanzig Beitragswochen beſtanden hat und daß frei 
willige Beiträge für eine länger als ein Jahr zurückliegende Zeit ſowie nach eingetretener 
Invalidität nachträglich nicht entrichtet werden dürfen. 

Stellt ſich der Antrag von vornherein als ausſichtslos heraus, ſo hat die Behörde 
(Ziffer 2) auf die Zurücknahme des Antrags hinzuwirken. 

6. Der Gemeindevorſtand (Magiſtrat, Bürgermeiſter, Gutsvorſteher) oder die Orts— 
polizeibehörde hat den Antrag mit den eingereichten Beweisſtücken und den entſtandenen 
Verhandlungen der unteren Verwaltungsbehörde einzureichen und auf die Punkte auf 
merkſam zu machen, über die eine Aufklärung nicht möglich geweſen iſt. Gegebenenfalls 
iſt auf die Notwendigkeit der Beſtellung eines Pflegers hinzuweiſen. 

7. Die untere Verwaltungsbehörde prüft die Vollſtändigkeit der Vorlagen und ver— 
anlaßt die Abſtellung etwaiger Mängel. Demnächſt fordert ſie von dem Vorſtande der 
Verſicherungsanſtalt die Quittungskarten des Rentenbewerbers ſowie alle ſich auf ihn 
beziehenden Vorgänge (Streitigkeiten über Verſicherungspflicht, Beitragskontrolle uſw.), ſo 
weit ſie für die Beurteilung des Antrags von Bedeutung ſein können, ein. Bezieht der 
Rentenbewerber eine Unfallrente oder hat er den Antrag auf Gewährung der Unfall⸗ 
rente geſtellt, ſo ſind die Vorgänge von dem Träger der Unfallverſicherung einzuziehen. 

Stellt ſich hierbei der Antrag von vornherein als ausſichtslos heraus, ſo hat die 
untere Verwaltungsbehörde auf die Zurücknahme des Antrags hinzuwirken. Wird der 
Antrag nicht zurückgezogen, ſo hat die untere Verwaltungsbehörde zur Erörterung des 
Antrags eine mündliche Verhandlung anzuberaumen, vorher aber die körperliche Unter— 
ſuchung des Rentenbewerbers ſowie die ärztliche Begutachtung feines Geſundheits 
zuſtandes durch den Vertrauensarzt der Verſicherungsanſtalt herbeizuführen. Dem Arzte 
ud alle auf den Rentenbewerber ſich beziehenden Vorgänge zur Einſichtnahme vorzulegen. 
ie we Unterſuchung ſoll tunlichſt unmittelbar vor der mündlichen Verhandlung 
ſtattfinden. 

Von einer körperlichen Unterſuchung und Begutachtung iſt abzuſehen, wenn ſich aus 
den Vorlagen klar ergibt, daß die Wartezeit nicht erfüllt oder die Anwartſchaft erloſchen 
iſt oder daß der Antragſteller weder verficherungspflichtig noch verſicherungsberechtigt 
geweſen iſt oder daß ein früherer Invalidenrentenantrag, der mangels Nachweiſes der 
dauernden Erwerbsunfähigkeit zurückgewieſen worden iſt, innerhalb eines Jahres ſeit der 
Zuſtellung der letzten endgültigen Entſcheidung ohne die nach § 120 erforderliche Beſcheinigung 
wiederholt wird. 

Von einer körperlichen Unterſuchung und ärztlichen Begutachtung kann in der Regel 
abgeſehen werden, wenn 5 

a) die Erwerbsunfähigkeit durch einen Unfall herbeigeführt iſt und der Verletzte 
eine Unfallrente erhält, — 

b) ein früherer Invalidenrentenantrag, welcher, obwohl Erwerbsunfähigkeit an 
erkannt worden war, wegen nicht erfüllter Wartezeit zurückgewieſen war, wieder 
holt wird, es ſei denn, daß glaubhaft nachgewieſen wird, daß der Renten⸗ 
bewerber ſeit der letzten Ablehnung infolge Beſſerung ſeines Körperzuſtandes 
wieder erwerbsfähig geworden war, 0 

c) der Antragſteller eine Altersrente bezieht und auf andere Weiſe die Erwerbs— 
unfähigkeit glaubhaft feſtgeſtellt iſt, 

d) augenſcheinlich erkennbar oder in einem voraufgegangenen Heilverfahren oder in 
anderer Weiſe glaubhaft nachgewieſen iſt, daß Erwerbsunfähigkeit nicht vorliegt 
oder daß und ſeit wann dauernde Erwerbsunfähigkeit eingetreten iſt. 

8. Die mündliche Verhandlung findet am Sitze der unteren Verwaltungsbehörde 
ſtatt. Zu der mündlichen Verhandlung beruft die untere Verwaltungsbehörde je einen 
Vertreter der Arbeitgeber und der Verſicherten in der von dem Regierungspräſidenten (in 
Berlin von dem Oberpräſidenten) beſtimmten Reihenfolge. Sie hat den Vertrauensarzt der 
Verſicherungsanſtalt zuzuziehen ſowie etwaige Zeugen und den Rentenbewerber oder ſeinen 
geſetzlichen Vertreter zu laden, letztere mit dem Hinweiſe, daß im Falle des Nichterſcheinens 
eine Begutachtung des Antrags nach Lage der Akten erfolgen werde. Den Vertretern der 
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Arbeitgeber und der Verſicherten ſind die Namen der Rentenbewerber, deren Anträge zur 
Verhandlung kommen, mitzuteilen. Zwiſchen der Zuſtellung der Ladung und der münd 
lichen Verhandlung muß mindeſtens ein Zeitraum von 3 Tagen liegen. Dem Vorſtande 
der Verſicherungsanſtalt iſt von dem Verhandlungstermine rechtzeitig Mitteilung zu machen. 

9. Die mündliche Verhandlung iſt nicht öffentlich, doch iſt der Vertreter des Vor 
ſtandes der Verſicherungsanſtalt berechtigt, der Verhandlung beizuwohnen. Den Vorſitz 
dürfen bei Behinderung des Landrats nur ſolche Beamte führen, die nach Beſtimmung der 
Kreisordnung oder auf Grund beſonderer Anordnung des Miniſters des Innern zur Ver— 
tretung des Landrats befugt ſind. Der Grund der Behinderung iſt aktenmäßig zu machen. 
Nachdem der Inhalt der Akten vorgetragen iſt, hat der Vertrauensarzt das Ergebnis der 
körperlichen Unterſuchung mitzuteilen und ſein Gutachten über die Erwerbsfähigkeit des 
Rentenbewerbers abzugeben. Hat eine Beobachtung in einer Heilanſtalt ſtattgefunden oder 
iſt die Unterſuchung durch einen anderen Arzt erfolgt, ſo iſt der Inhalt des Gutachtens 
mitzuteilen. Demnächſt wird der Rentenbewerber oder ſein Vertreter zur Sache gehört. 
Dieſe können den Antrag ergänzen, berichtigen oder abändern; fie haben für ihre etwaigen 
Behauptungen Beweismittel anzugeben, auch können von ihnen Zeugen zur Vernehmung 
vorgeführt werden. Die Auswahl der zu vernehmenden Zeugen ſteht der unteren Ver 
waltungsbehörde zu. Der Vorſitzende hat dahin zu wirken, daß der Sachverhalt vollſtändig 
aufgeklärt wird, er kann den Vertretern die Ausübung des Fragerechts geſtatten. Der Ver— 
treter des Vorſtands der Verſicherungsanſtalt kann ſich zur Sache äußern. Die Verhand 
lung iſt zu vertagen, wenn ſich eine weitere Aufklärung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
als notwendig erweiſt, oder wenn nach Meinung des Vertrauensarztes der Verſicherungs 
anſtalt zur Feſtſtellung der Erwerbsunfähigkeit die Beobachtung in einer Heilanſtalt oder 
die Begutachtung durch einen Spezialarzt erforderlich iſt. Das gleiche hat zu erfolgen, 
wenn eine Anhörung des behandelnden Arztes notwendig erſcheint und der Renten 
bewerber bei Stellung des Antrages ein Gutachten dieſes Arztes nicht beigebracht hat. 
Dem behandelnden Arzte iſt in dieſem Fall auf Verlangen die Einſicht in die ent— 
ſtandeuen Vorgänge zu geſtatten. Bei Auswahl der Heilanſtalten und der Spezialärzte 
ſind die von dem Vorſtande der Verſicherungsanſtalt für dieſen Zweck bezeichneten Auſtalten 
und Spezialärzte tunlichſt zu berückſichtigen. 

Der Vorſitzende kann Bevollmächtigte des Antragſtellers zulaſſen. Dieſe müſſen auf 
Erfordern eine von dem Antragſteller oder ſeinem geſetzlichen Vertreter vollzogene ſchrift 
liche Vollmacht vorlegen. 

10. Über die Verhandlung iſt unter Zuziehung eines Protokollführers ein Protokoll 
aufzunehmen. Dasſelbe muß den weſentlichen Hergang der Verhandlung ſowie die Namen 
des Vorſitzenden, der Vertreter, des Protokollführers und der ſonſtigen Erſchienenen, 
den weſentlichen Inhalt der Ausſagen des Antragſtellers oder ſeines Bevollmächtigten, 
der Zeugen und Sachverſtändigen und das Gutachten der unteren Verwaltungsbehörde 
enthalten. Das Gutachten iſt von dem Vorſitzenden und den Vertretern gemeinſam abzu— 
geben und hat ſich auf alle Fragen zu erſtrecken, die für die Entſchließung des Vorſtandes 
der Verſicherungsanſtalt von Wichtigkeit ſind. Iſt das Gutachten nicht einſtimmig gefaßt, 
ſo ſind die abweichenden Gutachten der Vertreter mit kurzer Begründung zu vermerken. 
War von der Verſicherungsanſtalt ein Heilverfahren zur Hebung der Erwerbsunfähigkeit des 
Verſicherten eingeleitet und hat der Verſicherte ſich den von der Verſicherungsanſtalt ge- 
troffenen Maßnahmen entzogen, ſo hat ſich das Gutachten auch darauf zu erſtrecken, ob 
der Verſicherte einen geſetzlichen oder ſonſt triftigen Grund für ſeine Weigerung hatte und 
ob die Erwerbsunfähigkeit durch das Verhalten des Verſicherten veranlaßt iſt. 

Das Protokoll iſt vom Vorſitzenden und Protokollführer zu unterzeichnen. 

Die untere Verwaltungsbehörde hat nach Abſchluß des Verhandlungstermins das 
Protokoll mit allen Vorgängen an den Vorſtand der Verſicherungsanſtalt abzuſenden. 


c) Altersrenten. 
11. Die Behörde (Ziffer 2) hat die Ausſtellung einer neuen Quittungskarte zu ver- 
anlaſſen und den Rentenbewerber darauf hinzuweiſen, daß die Verſicherungspflicht fortbeſteht, 
ſolange nicht gemäß § 6 Abſ. 1 die Befreiung von der Verſicherungspflicht erfolgt iſt. 

Der Gemeindevorſtand (Magiſtrat, Bürgermeiſter, Gutsvorſteher) oder die Ortspolizei⸗ 
behörde hat den Antrag mit den Beweisſtücken und den entſtandenen Verhandlungen 
der unteren Verwaltungsbehörde einzureichen und auf die Punkte aufmerkſam zu machen, 
über die eine Aufklärung nicht möglich geweſen iſt. Gegebenenfalls iſt auf die Notwendig— 
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keit der Beſtellung eines Pflegers hinzuweiſen. Die untere Verwaltungsbehörde prüft die 
Vollſtändigkeit der Unterlagen und fordert von dem Vorſtande der Verſicherungsanſtalt die 
Quittungskarten des Rentenbewerbers ſowie alle ſich auf dieſen beziehenden Vorgänge, 
ſoweit fie für die Beurteilung des Antrags von Bedeutung fein konnen, ein. Sie gibt, 
falls ſie ſich nach pflichtmäßiger Prüfung für die Bewilligung der Altersrente ausſprechen 
zu ſollen glaubt, den Antrag mit allen Beweisſtücken und einer gutachtlichen Außerung 
an den Vorſtand der Verſicherungsanſtalt weiter. Gelangt fie jedoch zu der Anſicht, daß 
dem Antrage nicht zu entſprechen iſt, und laſſen ſich die obwaltenden Bedenken durch 
Benehmen mit dem Verſicherten nicht beſeitigen, oder nimmt der Verſicherte ſeinen Antrag 
nicht zurück, ſo iſt zur Erörterung des Antrags eine mündliche Verhandlung anzuberaumen. 
Im übrigen finden die Vorſchriften unter Ziffer 8 bis 10 ſinngemäß Anwendung. 


III. Entgegennahme und Vorbereitung der Anträge auf Beitragserſtattung. 
(S 57 Ziff. 1, S 128.) 

12. Anträge auf Erſtattung von Beiträgen find in den Fällen der 88 42, 43 bei 
der unteren Verwaltungsbehörde, in deren Bezirke der Antragſteller wohnt oder zuletzt 
beſchäftigt war, in den Fällen des § 44 bei der unteren Verwaltungsbehörde anzubringen, 
in deren Bezirke der Antragſteller ſeinen Wohnſitz hat oder der verſtorbene männliche oder 
weibliche Verſicherte zuletzt beſchäftigt war. 

Der Antrag kann auch bei dem Gemeindevorſtande (Magiſtrat, Bürgermeiſter, Guts⸗ 
vorſteher), in Landgemeinden auch bei der Ortspolizeibehörde angebracht werden. Dieſe 
haben die Vollſtändigkeit des Antrags zu prüfen und den Antrag an die untere Verwal⸗ 
tungsbehörde weiterzugeben. 

13. Die Einreichung des Autrags kann ſchriftlich oder zu Protokoll erfolgen. Dem 
Antrage ſind in jedem Falle beizufügen die letzte Quittungskarte des Verſicherten, deſſen 
Beiträge erſtattet werden ſollen, und die Aufrechnungsbeſcheinigungen früherer Quittungs⸗ 
karten, ſoweit der Antragſteller ſie beſitzt — bei Seeleuten die Seefahrtsbücher und 
die etwa vorhandenen Nachweiſe —, ſowie der Ausweis über etwa anzurechnende, 
aus den Quittungskarten nicht erſichtliche Krankheiten und militäriſche Dienſtleiſtungen 
(SS 30, 31), ſofern ohne dieſe Anrechnung der Nachweis der 200 Beitragswochen 
(88 42, 44) oder der Erfüllung der Wartezeit (§ 43) nicht geführt werden kann. Außer 
dem ſind beizufügen: 

a) ſofern eine verheiratete weibliche Perſon die Rückerſtattung der Hälfte ihrer 
Beiträge verlangt (§ 42) die Heiratsurkunde, 
b) ſofern dauernd erwerbsunfähige Perſonen, die eine Unfallrente in einem höheren 

Betrag als die zu erwartende Invalidenrente beziehen, den Anſpruch auf 

Rückerſtattung der Hälfte der Beiträge geltend machen (§ 43), eine Beſcheinigung 

der Berufsgenoſſenſchaft über die Höhe der Unfallrente und ein ärztliches 

Zeugnis über die dauernde Erwerbsunfähigkeit, ſoweit dieſe ſich nicht aus den 

Akten der Berufsgenoſſenſchaft ergibt, 

ſofern die Witwe die Rückerſtattung der Hälfte der für ihren verſtorbenen Ehe⸗ 

mann verwendeten Beiträge verlangt (§ 44 Abſ. 1), die Heiratsurkunde und die 

Sterbeurkunde, 

d) ſofern der Witwer die Rückerſtattung der Hälfte der für ſeine Ehefrau ver⸗ 
wendeten Beiträge verlangt (§ 44 Abſ. 2), die Heiratsurkunde und die Sterbe⸗ 
urkunde ſowie eine Beſcheinigung der Gemeindebehörde des letzten Wohnorts der 
Verſtorbenen, daß dieſe wegen Erwerbsunfähigkeit ihres Ehemanns die Ernährerin 
ihrer Familie war, 

e) ſofern eheliche Kinder die Rückerſtattung der Hälfte der für ihren veritorbenen 
Vater verwendeten Beiträge verlangen (8 44 Abi. 1), die Sterbeurkunden beider 
Eltern, die Heiratsurkunde der Eltern, die Geburtsurkunden der Kinder unter 
15 Jahren, ſowie die Beſtallung des Vormundes oder Pflegers, 

) ſofern Kinder die Rückerſtattung der Hälfte der für ihre verſtorbene Mutter ver⸗ 
wendeten Beiträge verlangen (§ 44 Abſ. 1 und 2), die Sterbeurkunde und bei 
ehelichen Kindern auch die Heiratsurkunde der Mutter und die Sterbeurkunde 
des Vaters, die Geburtsurkunden der Kinder unter 15 Jahren ſowie die Be— 
ſtallung des Vormundes oder Pflegers, 
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g) ſofern eheliche Kinder, deren Vater noch am Leben iſt, die Rückerſtattung der 

Hälfte der für ihre verſtorbene Mutter verwendeten Beiträge verlangen (§ 44 
Abſ. 2), die Sterbeurkunde und Heiratsurkunde ſowie die Beſtallung des Vor⸗ 
mundes oder Pflegers, die Geburtsurkunden der Kinder unter 15 Jahren ſowie 
eine Beſcheinigung des Gemeindevorſtands des Wohnorts der Verſtorbenen, ſeit 
wann der Ehemann der Verſtorbenen vor dem Tode ſeiner Ehefrau ſich von der 
häuslichen Gemeinſchaft ferngehalten und der Pflicht der Unterhaltung der Kinder 
entzogen hat. 

In den Fällen c bis g iſt eine Beſcheinigung des Gemeindevorſtands des Wohnorts 
der Antragſteller darüber beizubringen, daß die Hinterbliebenen aus Anlaß des Todes des 
Verſicherten eine Entſchädigung aus der Unfallverſicherung weder beziehen noch zu erwarten 
haben. 

14. Die untere Verwaltungsbehörde hat die Vollſtändigkeit der eingereichten Beweis⸗ 
ſtücke zu prüfen und ihre Vervollſtändigung herbeizuführen. Sie gibt demnächſt den An— 
trag Nat den Anlagen an den Vorſtand der für ihren Bezirk zuſtändigen Verſicherungs— 
anſtalt ab. 


IV. Begutachtung der Entziehung von Juvalidenrenten. (S 47, S 57 Ziff. 2, § 121.) 

15. Die untere Verwaltungsbehörde hat, ſobald der Vorſtand der Verſicherungsanſtalt 
ihr das Erſuchen um Abgabe eines Gutachtens über Entziehung einer Invalidenrente mit 
den Akten zugehen läßt, den Rentenempfänger zu veranlaſſen, daß er ſich zwecks Feſtſtellung 
des Maßes ſeiner Erwerbsfähigkeit durch den Vertrauensarzt der Verſicherungsanſtalt unter 
ſuchen laſſe. Hat der Rentenempfänger ſich dem von der Verſicherungsanſtalt angeordneten 
Heilverfahren entzogen, ſo iſt die ärztliche Unterſuchung auch darauf zu erſtrecken, ob der 
Rentenempfänger durch ſein Verhalten die Wiedererlangung der Erwerbsfähigkeit vereitelt 
hat. Zugleich ſind die etwa erforderlichen Erhebungen über die Arbeitsverrichtungen des 
Rentenempfängers anzuſtellen. Wird von dem Vorſtande der Verſicherungsanſtalt ein aus— 
reichendes ärztliches Zeugnis beigefügt oder iſt die Wiedererlangung der Erwerbsfähigkeit 
von dem Rentenempfänger ausdrücklich anerkannt oder wird auf den Fortbezug der Rente 
verzichtet, ſo iſt von einer nochmaligen ärztlichen Unterſuchung des Rentenempfängers Ab 
ſtand zu nehmen. 

Gelangt die untere Verwaltungsbehörde hiernach zu der Anſicht, daß der Renten⸗ 
empfänger nicht mehr als erwerbsunfähig anzuſehen oder daß ihm wegen ſeines Verhaltens 
gegenüber den Maßnahmen der Verſicherungsanſtalt die Invalidenrente zu entziehen iſt, ſo 
hat ſie tunlichſt binnen vier Wochen, nachdem das Erſuchen des Vorſtandes eingegangen iſt, 
zur Abgabe des Gutachtens eine mündliche Verhandlung anzuberaumen. Hierbei iſt nach 
Maßgabe der Ziffern 8 bis 10 zu verfahren. Der Anberaunumg einer mündlichen Ver— 
handlung bedarf es nicht, wenn der Verſicherte erklärt hat, keinen Anſpruch auf weitere 
Gewährung der Rente zu haben und der Akteninhalt dieſe Erklärung rechtfertigt. 

Iſt die untere Verwaltungsbehörde dagegen der Anſicht, daß die Vorausſetzungen für 
eine Entziehung der Invalidenrente nicht vorliegen, ſo teilt ſie ihr Gutachten nebſt Gründen 
unter Beifügung der entſtandenen Vorgänge dem Vorſtande mit. 

Kommt eine Entziehung der Rente auf Grund des § 15 Abſ. 2 Satz 2 in Frage, ſo 
finden vorſtehende Beſtinnnungen ſinngemäß Anwendung. 

Das Gutachten hat ſich auf das Maß der Exwerbsfähigkeit des Rentenempfäugers 
ſowie gegebenenfalls darauf zu erſtrecken, ob die Erwerbsunfähigkeit durch einen Unfall 
herbeigeführt worden ift, ob ſich der Rentenempfänger den Maßnahmen der Verſicherungs⸗ 
anſtalt wegen Einleitung des Heilverfahrens entziehen durfte und durch ſein Verhalten die 
Wiedererlangung der Erwerbsfähigkeit vereitelt worden iſt. 


v. Begutachtung der Einſtellung von Rentenzahlungen. (§ 48, S 57 Ziff. 3, S 121.) 
16. Bei Abgabe des Gutachtens über die Einſtellung einer Rentenzahlung iſt die untere 
Verwaltungsbehörde an die von dem Vorſtande bezeichneten Gründe nicht gebunden, ſondern 
verpflichtet, von Amts wegen andere Tatſachen, die für eine Einſtellung der Rentenzahlung 
ſprechen, zu berückſichtigen. 
Wird die Einſtellung der Rentenzahlung erforderlich, weil der Rentenempfänger eine 
die Dauer von einem Monat überſteigende Freiheitsſtrafe verbüßt oder weil er in einem 
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Arbeitshaus oder in einer Beſſerungsanſtalt untergebracht iſt (§ 48 Abſ. 1 Ziffer 3, Abi. 2), 
ſo hat die untere Verwaltungsbehörde durch Rückfrage bei der Gemeindebehörde zugleich 
feſtzuſtellen, ob der Antragſteller eine im Inlande wohnende Familie hat, deren Unterhalt 
er bisher aus ſeinem Arbeitsverdienſte beſtritten hat. 


VI. Abgabe von Gutachten auf Erſuchen des Vorſtauds der Verſicherungsanſtalt. 
($ 59 Abf. 2.) 

17. Nach § 59 Abſ. 2 iſt der Vorſtand der Verſicherungsanſtalt berechtigt, auch in 
anderen als den unter II und IV bezeichneten Fällen und über andere Fragen die Abgabe 
eines Gutachtens der unteren Verwaltungsbehörde unter Zuziehung der Vertreter auf Grund 
einer mündlichen Verhandlung zu verlangen. In dieſen Fällen iſt nach Maßgabe der Ziffern 8 
bis 10 zu verfahren. 


VII. Schlußbeſtimmungen. 

18. Angelegenheiten der unter II, IV und V bezeichneten Art ſind als eilige Sachen 
zu behandeln, auch iſt in den übrigen Fällen die Erledigung der Geſchäfte nach Möglichkeit 
zu beſchleunigen. 

19. Hinſichtlich der Verpflichtung, ſich als Zeuge oder Sachverſtändiger vernehmen 
zu laſſen, finden die Beſtimmungen der Zivilprozeßordnung entſprechende Anwendung. Ins— 
beſondere iſt die untere Verwaltungsbehörde befugt, gegen Zeugen und Sachverſtändige, 
welche ſich nicht oder nicht rechtzeitig zu den mündlichen Verhandlungen einfinden, oder ihre 
Ausſage ohne Angabe eines Grundes oder, nachdem der vorgeſchützte Grund rechtskräftig 
für unerheblich erklärt ift, verweigern, eine Geldſtrafe bis zu 300 / feſtzuſetzen. Kommt 
die Verhängung oder Vollſtreckung von Zwangsmaßregeln in Frage, ſo iſt um dieſe das 
Amtsgericht zu erſuchen, in deſſen Bezirke die Zeugen oder Sachverſtändigen ihren Wohnſitz 
oder in Ermangelung eines ſolchen ihren Aufenthalt haben. Auf Militärperſonen, welche 
dem aktiven Heere oder der aktiven Marine angehören, finden die Vorſchriften des § 380 
Abſ. 4, § 390 Abſ. 4, § 409 Abſ. 3 der Zivilprozeßordnung Anwendung. 

Gegen die Anordnungen der unteren Verwaltungsbehörde findet binnen einer Friſt 
von zwei Wochen nach deren Zuſtellung die Beſchwerde an die höhere Verwaltungsbehörde 
ſtatt, die endgültig entſcheidet; die Beſchwerde iſt ſchriftlich bei der unteren Verwaltungs— 
behörde einzulegen. 

Erfolgt nachträglich eine genügende Eutſchuldigung für das Verhalten des Zeugen 
oder Sachverſtändigen, ſo ſind die getroffenen Anordnungen wieder aufzuheben. 

Die von der unteren Verwaltungsbehörde feſtgeſetzten Strafen werden in derſelben 
Weiſe beigetrieben wie Gemeindeabgaben und fließen in die Kaſſe der Verſicherungsanſtalt. 


20. Die den Vertretern zuſtehenden Bezüge ſowie die ſonſtigen durch das Verfahren ent— 
ſtehenden baren Auslagen trägt die Verſicherungsanſtalt. Die Verſicherungsanſtalt hat auf 
Verlangen für die vorſchußweiſe Zahlung der Auslagen der unteren Verwaltungsbehörde 
eine Sunime zur Verfügung zu ſtellen, über deren Verwendung mit der Verſicherungsanſtalt 
in den mit dem Vorſtande zu vereinbarenden Zeitabſchnitten abzurechnen iſt. Die durch 
das Verfahren im Einzelfall entſtehenden beſonderen Auslagen an Zeugen- und Sachver— 
ſtändigengebühren uſw. ſind bei Abgabe des Gutachtens, die Bezüge der Vertreter nach 
Beendigung der an einem Tage anſtehenden Verhandlungen feſtzuſtellen. 


21. Die Bezüge der Vertreter werden durch das Statut der Verſicherungsanſtalt 
geregelt. i 
Zu den baren Auslagen des Verfahrens gehören: 

a) die Gebühren der Zeugen und Sachverſtändigen. Für die Zahlung der Zeugen— 
und Sachverſtändigengebühren ſind, ſoweit nicht die Anſtalt mit den Arzten 
ihres Bezirks beſondere Gebührenſätze vereinbart hat, die Beſtimmungen der Ge— 
bührenordunung für Zeugen und Sachverſtändige maßgebend; 

b) die Koſten für die Zuziehung des nicht am Sitze der unteren Verwaltungs— 
behörde wohnenden Antragſtellers, ſofern die Zuziehung nicht auf ſeinen Antrag, 
ſondern von Amts wegen erfolgt iſt. Dieſer erhält eine Entſchädigung in Höhe 
der einem Zeugen zuſtehenden Entſchädigung; 

c) die Auslagen für Formulare, ſoweit dieſe nicht vom Vorſtande geliefert werden. 
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22. Die unteren Verwaltungsbehörden haben die erforderlichen Räume und Beamten 
zur Verfügung zu ſtellen, ohne hierfür von der Verſicherungsanſtalt eine Entſchädigung be⸗ 
anſpruchen zu können. 

23. Iſt die untere Verwaltungsbehörde der Anſicht, daß den Beteiligten Koſten des 
Verfahrens, die durch Mutwillen oder durch ein auf Verſchleppung oder Irreführung be⸗ 
rechnetes Verhalten derſelben veranlaßt worden ſind, zur Laſt zu legen ſind, ſo hat ſie bei 
Abgabe der Gutachten entſprechende Anträge zu ſtellen. 

24. Die Verpflichtung der Vertreter auf die gewiſſenhafte Erfüllung ihrer Obliegen⸗ 
heiten hat in dem erſten Termine, zu dem ſie zugezogen werden, durch Handſchlag zu er⸗ 
folgen. 

25. Der Oberpräſident (in den Hohenzollernſchen Landen der Regierungspräſident) 
hat auf Antrag des Vorſtands der Verſicherungsanſtalt anzuordnen, daß für die Begut⸗ 
achtung der Anträge auf Bewilligung von Invaliden- und Altersrenten beſtimmte For⸗ 
mulare zu verwenden ſind. 

Sofern über die bei der Aufnahme von Rentenanträgen zu verwendenden Formulare 
zwiſchen der Verſicherungsanſtalt und den unteren Verwaltungsbehörden ein Einver⸗ 
nehmen nicht erzielt wird, kann der Oberpräſident (in den Hohenzollernſchen Landen der 
Regierungspräſident) anordnen, daß beſtimmte Formulare verwendet werden müſſen. 


Berlin, den 15. November 1908. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
III 8910. Delbrück. 


VI. Nichtamtliches. 


Bücherſchau. 
(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 

Aus Anlaß der Einberufung des VIII. Internationalen Arbeiterverſicherungs-Kongreſſes 
in Rom 1908 hat das Reichs⸗Verſicherungsamt die nachfolgend näher bezeichneten Schriften 
herſtellen laſſen: 

1. In dem beſonderen Beitrage: „Das Deutſche Reichs-Verſicherungsamt und 
die Internationalen Arbeiterverſicherungs-Kongreſſe“ (Behrend K Co., Berlin 1908, 
gebunden 1 ) wird der vielen Berührungspunkte der Kongreſſe mit den Aufgaben des 
Reichs⸗Verſicherungsamts gedacht, das ſeine lebhafte Teilnahme an den Kongreſſen, zu deren 
Begründern ſein erſter Präſident Dr. Bödiker gehörte, bei jeder Tagung durch perſönliches 
Erſcheinen von Mitgliedern, durch Erſtattung von Berichten und durch Widmung ſonſtiger 
Schriften betätigt hat. 

Nach einem Rückblick auf dieſe Beiträge des Reichs⸗Verſicherungsamts und die Berichte 
feiner Mitglieder über die früheren Tagungen wird auf die wichtigſten Punkte der dies⸗ 
jährigen Tagesordnung (Aufgabe des Arztes bei der Arbeiterverſicherung, Schaffung eines 
beſonderen Unterrichtszweigs für ſoziale Medizin, Ausbildung der Beamten der Arbeiter⸗ 
verſicherung, Krankheit und Arbeitsunfähigkeit — Invalidität —, Berufskrankheiten, Ver⸗ 
ſicherung der Witwen und Waiſen) eingegangen; es wird dargelegt, in welcher Weiſe dieſe 
Fragen in Deutſchland geſetzlich geregelt ſind und wie Verwaltung und Rechtſprechung 
der Unfall- und Invalidenverſicherung, insbeſondere auch das Reichs⸗Verſicherungsamt, 
bisher zu ihnen Stellung genommen haben. 

2. Der bekannte „Leitfaden zur Arbeiterverſicherung des Deutſchen Reichs“, 
der für den bezeichneten Kongreß in 13. Ausgabe neu zuſammengeſtellt iſt (Verlag von 
Behrend & Co., Berlin 1908, Einzelpreis 25 %), gibt einen kürzeren Überblick über die 
deutſche Arbeiterverſicherung; der Anhang berichtet über den neueſten Stand der Arbeiter⸗ 
verſicherung im Auslande. 

3. Neu für den Arbeiterverſicherungs⸗Kongreß iſt ferner bearbeitet die „Statiſtik der 
Arbeiterverſicherung für die Jahre 1885 bis 1906 mit einem Anhange: Vorläufige 
Mitteilungen aus der Gewerbe ⸗Unfallſtatiſtik für das Jahr. 1907“ (Verlag von 
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Behrend & Co., Berlin 1908, Preis 1,0 ). Die Statiſtik gibt einen Überblick über die 
neueſten Ergebniſſe der deutſchen Arbeiterverſicherung und ſchildert gleichzeitig deren all⸗ 
mähliche Entwicklung. 

In den vorläufigen Mitteilungen aus der Gewerbe⸗Unfallſtatiſtik 1907 werden zum 
erſten Male die Zahlen der Unfallhäufigkeit nach den einzelnen, innerhalb der gewerblichen 
Berufsgenoſſenſchaften unterſchiedenen Betriebsgruppen ſowie das Ergebnis der Fragen 
über die Dauer der Beſchäftigung der Unfallverletzten in dem Betrieb uſw. veröffentlicht. 

4. Dem Arbeiterverſicherungs⸗Kongreß iſt ferner, ebenſo wie dem VI. Internatio⸗ 
nalen Kongreſſe zur Bekämpfung der Tuberkuloſe in Waſhington 1908, eine größere Anzahl 
von Abdrücken überreicht von der „Statiſtik der Heilbehandlung bei den Ver— 
ſicherungsanſtalten und zugelaſſenen Kaſſeneinrichtungen der Invalidenver— 
ſicherung für die Jahre 1903, 1904, 1905, 1906 und 1907“ (Amtliche Nachrichten des 
R. P. A. 1908, 1. Beiheft, Verlag von Behrend & Co., Berlin, Preis 41). Dieſe Statiſtit 
gibt Auskunft über den Umfang und die Heilerfolge der im Jahre 1907 beendigten Heil⸗ 
behandlungen ſowie über die Beſtändigkeit der Heilerfolge, welche durch die in den Jahren 
1903 bis 1906 abgeſchloſſenen Behandlungen erzielt worden ſind. Die wichtigſten Ergebniſſe 
des Tabellenwerkes find aus den Vorbemerkungen erſichtlich. (Bezüglich dieſer Statiſtit 
auch zu vergleichen das Rundſchreiben des Reichs⸗Verſicherungsamts vom (. Juli 1908 — 
II 5058 — Amtliche Nachrichten des R. V. A. 1908 S. 562.) 

5. Die Schrift: „Der Begriff der Erwerbsunfähigkeit auf dem Gebiete 
des Verſicherungsweſens“ (Verlag von Behrend & Co., Berlin 1908, Preis 4 ) iſt 
in dritter, veränderter und vermehrter Auflage hergeſtellt und dem Kongrefie gewidmet. 
Der Begriff der Erwerbsunfähigkeit wird nach den geſetzlichen und ſonſtigen Beſtimmungen 
ſowie nach der Praxis auf dem Gebiete der öffentlich-vechtlichen Kranken-, Unfall- und 
Invalidenverſicherung und auf den einſchlägigen Gebieten der Privatverſicherung auch unter 
Berückſichtigung der mediziniſchen Literatur behandelt. 

6. An die Kongreßteilnehmer iſt außerdem die Oktobernummer der „Monatsblätter 
für Arbeiterverſicherung! (Verlag von Behrend & Co., Berlin, Preis 1 / für den 
Jahrgang, bei mindeſtens 100 Beſtellungeu Ermäßigung; einzelne Nummer 10 2%) verteilt 
worden. 

Dieſe jetzt im zweiten Jahrgang erſcheinende Monatsſchrift verbreitet die Grundzüge 
der Arbeiterverſicherung in gemeinverſtändlicher Form. An der Hand hierzu geeigneter 
Eutſcheidungen und Vorgänge werden für die Durchführung der Anſprüche der Verſicherten 
bemerkenswerte Einzelfragen erörtert, insbeſondere ſolche, welche die Verſicherungspflicht 
und das Verſicherungsrecht, die Unfallverhütung und das Heilverfahren, das Entſchädigungs 
recht und die Verwaltung der Verſicherungsträger ſowie allgemeine Fragen der öffentlich⸗ 
rechtlichen Verſicherung betreffen. Ferner wird Gemeinnütziges aus den dem Reichs⸗ 
Verſicherungsamt erſtatteten ärztlichen Gutachten veröffentlicht. Auch werden die Haupt⸗ 
ergebniſſe der Statiſtik der Arbeiterverſicherung, ſoweit ſie von allgemeinerer Bedeutung 
ſind, mitgeteilt. In Anbetracht der Zuſammengehörigkeit der drei ſozialpolitiſchen Ver⸗ 
ſicherungszweige befaſſen ſich die Monatsblätter gleichmäßig mit der Kranken⸗, Unfall- und 
Invalidenverſicherung. Sie haben bereits eine große Verbreitung gefunden, auch in den 
Kreiſen der Verſicherten. 
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